
SPD und Grüne wischen Kita-Kürzung vom Tisch

HildesHeim. Die von Oberbürgermeis-
ter Ingo Meyer angestoßene Kürzung
der Kita-Gebühren ist zumindest für
2014 vom Tisch. Das haben Vertreter
der Ratsmehrheit von SPD und Grünen
unmissverständlich im Finanzausschuss
erklärt.

Die Konsequenz überrascht. Noch
am Dienstag zeigte sich der Sozialaus-
schuss prinzipiell einverstanden mit der
Kürzung. Die Mitglieder stritten ledig-
lich noch über die Höhe der Entlastung
innerhalb der Beitragsstufen (siehe un-
ten stehenden Bericht).

Besonders bemerkenswert an der
Entscheidung im Finanzausschuss:
Kämmerin Antje Kuhne hatte in der Sit-
zung einen konkreten Vorschlag unter-
breitet, wie die Stadt den Einnahme-
verlust von 110 000 für das restliche
Jahr 2014, gerechnet vom 1. August an,
ausgleichen könne. Im Kern handelt es
sich von Mehreinnahmen aus dem
Gastschulgeld, das der Kreis an die
Stadt über den Finanzvertrag für 2014
zahlt. Insgesamt bezifferte sie die Ein-
nahmeverluste für ein komplettes Kita-
Jahr auf 262 000 Euro.

Die vorgeschlagene Kürzung der Ki-
ta-Gebühr sei „gerade noch tragbar,
aber tragbar“, betonte die Finanzdezer-
nentin. Gleichzeitig warnte sie trotz po-
sitiver Prognosen bei den Gewerbesteu-
ereinnahmen vor zu viel „Euphorie“ im
Rat und davor,„nun alle Stellschrauben
des Zukunftsvertrages zurückzudre-
hen“. Den Kürzungsvorschlag der Ver-
waltung bezeichnete sie als „sehr kri-
tisch. Aber ich trage das mit“.

SPD und Grüne hätten sich bei der
Entscheidung sehr schwer getan, wür-
den der Kürzung aber definitiv nicht
zustimmen, erklärte Volker Spieth (Grü-
ne) für die Mehrheitsfraktion. Von je
her sei es aber das erklärte Ziel von
Rot-Grün schon beim Abschluss des Zu-
kunftsvertrages gewesen, die Gebüh-
ren sofort wieder zu senken, wenn das
trotz der Finanznöte der Stadt zu ver-
antworten sei.

Über eine Umverteilung innerhalb
der Staffeln könne man trotzdem gern
reden, über eine Absenkung nicht. Bei
den Haushaltsberatungen für 2015 wer-
de die Mehrheitsfraktion prüfen, ob
durch nachhaltige Einsparungen trotz
anstehender erheblicher Investitionen
der Stadt die Chance auf eine Senkung
der Gebühr bestehe.

Niedrigere Gebühren seien zwar
wünschenswert, derzeit aber nicht
machbar, unterstrich Detlef Hansen

Eltern werden zum 1. August 2014 nicht bei den Gebühren entlastet / Ratsmehrheit will im Haushalt 2015 Möglichkeiten prüfen
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Kürzungen der Kita-Gebühr wird es 2014 nicht geben. Möglich sind aber Entlastungen in einzelnen Stufen, die dann aber Mehrbelastungen in anderen Stufen bedeuten. Foto: Kaiser

Unmut schon im Sozialausschuss
HildesHeim. Auch wenn die neuen Kita-
Gebühren noch keine zwei Jahre Be-
stand haben: Eltern, deren Kinder eine
Tagesstätte in der Stadt besuchen, soll-
ten ab dem 1. August weniger Geld für
die Betreuung bezahlen. Dieser, von
Oberbürgermeister Ingo Meyer angesto-
ßene, Vorschlag schien in der Politik Zu-
stimmung zu finden. An der neue Ge-
bührenstaffel, so schien es, schieden sich
bisher allerdings die Geister.

Heftige Kritik mussten die Vertreter
der Verwaltung im jüngsten Sozialaus-
schuss einstecken. Am Ende schickten
die Politiker das Thema als unbehandelt
zurück in die Fraktionen. Dort sollte das
Papier erneut beraten werden, forderten
die Sozialpolitiker. Es deutete sich an,
dass die Fachleute aus dem Rathaus
nachbessern müssen.

Vertreter der SPD und der Grünen
rieben sich daran, dass es bisher keinen
Vorschlag einer Gegenfinanzierung gibt
– die neue Regelung würde den städti-
schen Haushalt mit 262000 Euro pro
Jahr zusätzlich belasten. Heftige Kritik
übten die Ratspolitiker aber auch daran,
dass gut verdienende Eltern am meisten
von der neuerlichen Entlastung profitie-

ren sollen. „Es kann nicht sein, dass die-
jenigen, die nur wenig verdienen, am
wenigsten entlastet werden“, sagte Ur-
sula Oelschläger (Grüne). Wilfried
Kretschmer (SPD) hat die prozentuale
Entlastung für die einzelnen Stufen
nachgerechnet. „Ganz oben auf der Lis-
te werden die Eltern um 5,7 Prozent ent-
lastet, unten sind es 15 Prozent.“ Unten
stehen die Besserverdiener. „So ist das
Modell ungerecht“, erklärte Kretschmer
im Sozialausschuss.

Sozialdezernent Dirk Schröder vertei-
digte die Neuberechnung der Stadt.
„Die Geringverdiener wurden schon am
Anfang entlastet“, erklärte er. Die neue
Beitragsstaffel gilt seit dem Kindergar-
tenjahr 2012. Der Dezernent wies zudem
darauf hin, dass mehr als ein Drittel aller
Eltern ohnehin keinen Beitrag überwei-
se. „37,5 Prozent sind in der Stufe null,
die zahlen gar nichts.“

Grundlage für die Berechnung sind
die Einkommensgrenzen, die sich aus
dem Hartz-IV-Satz ergeben. Das sind bei
einer vierköpfigen Familie 2027 Euro
netto, bei einem Fünf-Personen-Haus-
halt 2383 Euro. Wer bis 100 Euro über
dieser Netto-Einkommensgrenze liegt,
bezahlt keinen Kita-Beitrag. Schröder
hält die neue Staffeln insgesamt für „gut

gelöst“. „Keiner zahlt hier mehr als vor-
her.“ Eine Neuberechnung würde laut
Jugendamtsleiterin Renate Pischky-
Winkler dazu führen, dass die mittleren
der insgesamt elf Gehaltsstufen im Ver-
hältnis gesehen wieder höher belastet
würden. Gerade die, das war einer der
Vorgaben an die Verwaltung gewesen,
sollten aber vor allem entlastet werden.

Insgesamt hat die neue Entgelttabelle
elf Beitragsstufen. In der höchsten grei-
fen die Neuerungen ohnehin nicht: In
Stufe elf sollen die Eltern, die mehr als
2500 Euro über der Einkommensgrenze
liegen, für die Betreuung ihrer Kinder
zum August exakt so viel bezahlen wie
seit 2012.

Trotzdem verweigerten die Ratspoliti-
ker aus dem Fachausschuss ihre Zustim-
mung. „Wir sollten das Thema noch in
die Fraktionen geben, um uns dort eine
Meinung zu bilden“, sagte Dag Störmer
(CDU). Dem schloss sich der Ausschuss
einstimmig an.

Dass auch die geplanten neuen Ge-
bühren nicht das Ende der Diskussion
sein werden, machte Sozialdezernent
Schröder deutlich: „Unser Ziel muss wei-
terhin sein, die Kita-Gebühren ganz ab-
zuschaffen.“ Daran arbeite die Stadt
auch weiterhin.

von CHristian HarbortH

detlef Hansen,
SPD

Die Mehrheitsgruppe
kann sich das nicht

vorstellen.

Frank Wodsack,
CDU

Ich kenne den
Standpunkt der

CDU nicht.

Antje Kuhne,
Kämmerin

Die Kürzung ist
gerade noch tragbar,

aber tragbar.

Oberbürgermeister Ingo Meyer
wollte die Kita-Gebühren auf die

Schnelle senken, um ein erstes Ausru-
fezeichen als neuer OB zu setzen.
Dem hat die Mehrheitsfraktion ihre
Zustimmung verweigert. Ein mutiger
Schritt, denn das Nein ist äußerst un-
populär, zumal SPD und Grüne ei-
gentlich nichts lieber täten, als die
Gebühr zu senken. Rot-Grün stellt
sich jedoch Ihrer Verantwortung als
Mehrheitsfraktion für die gesamte
Stadt und verzichtet mit dem Blick
aufs Ganze auf Effekthascherei.

Um in den Genuss des Entschul-
dungspaktes mit dem Land kommen

zu können, haben Rat und Verwaltung
mit einem großen Kraftakt in Rekord-
zeit jeden Stein im Rathaus auf der Su-
che nach höheren Einnahmen und
Kostenabbau umgedreht. Das ist ge-
lungen. Jetzt geht es darum, den Kurs
beizubehalten, aber dort Korrekturen
vorzunehmen, wo es sinnvoll wäre –
wie bei der Kita-Gebühr. SPD und
Grüne setzen aber nicht auf Schnell-
schüsse, sondern auf eine verantwor-
tungsvolle, nachhaltige Politik. Sie
wollen die Stadt nicht kaputtsparen,
sondern Hildesheim mit einem ver-
nünftigen Entschuldungskurs auf Dau-
er voranbringen.

Wer diese Politik nicht mittragen
mag, wie das bei Teilen der CDU den
Eindruck macht, hat leider nichts aus
der Vergangenheit gelernt. Die Stadt
stand 2012 vor der Pleite, war nahezu
handlungsunfähig. Schon vergessen?

Kommentar
von
Manfred HütteMann

Ein Ausrufezeichen aus dem Rathaus
(SPD). Zunächst müsse man sich mit
den Haushaltsberatungen 2015 einen
Überblick der aktuellen finanziellen Si-
tuation der Stadt und über die Folge-
jahre verschaffen. Erst dann könne man
möglicherweise über wünschenswerte
Entlastungen der Bürger sprechen.
Hansen warnte zudem davor, die Ge-
bührenschraube für Besserverdienende
zu überdrehen. Dann werde es private
Lösungen geben, die letztlich zu Lasten
anderer Eltern und der Stadt gingen.

Vertreter der CDU, allen voran Aus-
schuss-Vorsitzender Frank Wodsack,
ließen ihren Standpunkt offen. Er ken-
ne die Meinung der CDU-Fraktion
nicht, ließ Wodsack wissen. Man habe
sich dazu noch keine bilden können.
Anders Anton Göke (CDU): Ausdrück-
lich persönlich für sich als Ratsherr und
nicht für die CDU-Fraktion gesprochen
zeigte er Verständnis für die Entschei-
dung von Rot-Grün. „Ich halte das für
vernünftig.“ Auf Antrag Wodsacks ver-
wies das Gremium das Thema in die
Fraktionen. SPD und Grüne wollen aber
im Rat am 2. Juni Fakten schaffen.

Trainer 2014
WELT

Ich glaube,

Weltmeister wird ...

Wer setzt beim HAZ-Spiel zur Fußball-WM
auf die richtigen Teams?
Wer hat das Top-Team für Brasilien?
Jetzt anmelden, eigene Mannschaft aus
320 Fußballern zusammenstellen und
Punkte sammeln!

www.hildesheimer-allgemeine.de/wm
Gewinnen Sie eine Reise im Wert von
3.000 Euro, einen Fernseher, Länderspiel-
Tickets oder Karten für ein Heimspiel
von Hannover 96.

...Spanien,
weil sie die kompakteste

Mannschaft sind.

Klaus L. (54) aus Hildesheim

Kaufhof weiter
im Vorstand

HildesHeim. Hildesheims größtes Kauf-
haus mischt auch nach dem Ausschei-
den von Kerstin Papcke weiterhin im
Vorstand der Freundlichen Hildesheimer
mit. 40 der anwesenden Mitglieder der
Werbegemeinschaft der Innenstadt-
Kaufleute wählten jetzt in den umge-
bauten Räumen der Volksbank Sandra
Bracksieck zur neuen stellvertretenden
Vorsitzenden. Die 42-Jährige ist die neue
Geschäftsführerin der Galeria Kaufhof.
Sie hat den Job von Papcke übernom-
men, die wie berichtet zum Kaufhof an
der Marktkirche in Hannover gewech-
selt war.

Die gebürtige Osnabrückerin Brack-
sieck wird den Stellvertreter-Posten zu-
nächst ein Jahr innehaben – dann ste-
hen die regulären Vorstandswahlen der
Freundlichen Hildesheimer an. Die
Kaufleute aus der Innenstadt nahmen
die Umbesetzung positiv auf. „Natürlich
ist es für uns wichtig, dass ein so großes
Geschäft wie Kaufhof bei uns vertreten
ist“, sagt Jörg Raderscheid, Vorsitzender
der Freundlichen Hildesheimer.

Kurz gemeldet

Gegen Änderung der
Ortsratszuschüsse
mArienburGer HöHe. Eine Änderung
der Zuschüsse für die Ortsräte hat der
Ortsrat Marienburger Höhe/Galgenberg
abgelehnt. Durch die Änderung hätte der
Ortsrat 70 Euro weniger im Jahr zur Ver-
fügung. Mit der Änderung auf Antrag der
Ratsgruppe CDU/FDP sollen die kleineren
Ortsräte zu Lasten der größeren mehr Geld
für Sachleistungen und repräsentative Auf-
gaben bekommen. Alle Ortsräte zusam-
men bekommen 25 500 Euro jährlich. An
den Gesamtausgaben soll sich nichts än-
dern. apm

anzeige

Bei der HAZ im Internet können Sie unter
www.hildesheimer-allgemeine.de/meyer über
das Thema mitdiskutieren. Stimmen Sie ab
oder schicken Sie direkt im Leserforum einen
Kommentar ab. Leserbriefe (bitte mit Namen
und Adresse) gehen an postkasten@hildes-
heimer-allgemeine.de. Beiträge können ver-
öffentlicht werden.

Quelle: Stern, Ausgabe 11/2014.

*2 Jahre Herstellergarantie + 3 Jahre Schutz gemäß den Bedingungen des optiway-GarantiePlus-Vertrages bis max. 80.000 km/5 Jahre. Angebot gilt für Kaufverträge von Privatkunden und Kleingewerbe. Über alle Detailbedingungen informieren wir Sie gerne.

Kraftstoffverbrauch (kombiniert) in l/100 km: 5,8–3,2;
CO2-Emission (kombiniert) in g/km: 134–85. Nach vorgeschriebenenMessverfahren in der gegenwärtig geltenden Fassung.Abb. enthält Sonderausstattung.

peugeot.de

GROSSE PREMIERE
AM 24.MAI

Autohaus Krumrey GmbH (N)

Telefon: 05121-296060
Siemensstr. 20
31135 Hildesheim (N) = Neuwagenpartner

Die individuellen Angebote erfahren Sie bei:

Sonnabend im Stellenmarkt:

Anlagenmechaniker (m/w)
Bachelor Fachrichtung Hochbau
Bankkaufleute (m/w)
Fachärztin/-arzt f. Arbeitsmedizin
Glaser-Gesellen (m/w)
Kfz-Mechaniker (m/w)
Mechatroniker/in
Podologen/in
Steuerfachangestellte/n
Tiefbautechniker/in
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